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Die deutſche Antwort.
St. Die Wahrſcheinlichkeit, daß die deutſche Antwortnote

an Wilſon unmittelbar zur Einſtellung der Feindſeligkeiten
führen wird, iſt nicht beſonders groß. Andeutungen der
Ententepreſſe laſſen darauf ſchließen, daß in der Frage der
Waffenſtillſtandsbedingungen feſte Abmachungen zwiſchen
Wilſon und ſeinen Ententegenoſſen beſtehen, Abmachungen,
die ſehr viel weiter gehen als die Anerbietungen der deutſchen
Note. Die Militärs der Gegenſeite verlangen Kapitulation
und Waffenſtreckung bedingungsloſe Unterwerfung, andern
falls ſind ſie gewillt, den Krieg weiter fortzuſetzen. Sie
handeln damit eben wie alle Generale, die ſich ihre Lorbeeren
nicht entgehen laſſen wollen, mag ihr Ruhm der übrigen
Menſchheit auch noch ſo viel Blut koſten.

Jſt alſo ein ſofortiger Waffenſtillſtand als Erfolg der
deutſchen Note kaum zu erwarten, ſo wird ſie doch dazu bei
tragen, eine gewiſſe Beſinnung auf der andern Seite herbei-
zuführen und das Kriegsende zu beſchleunigen. Denen, die
fragen: Wie lange noch? kann eine zahlenmäßig beſtimmte Ant-
wort nach Tagen oder Wochen nicht gegeben werden, aber mit
einer an Gewißheit grenzenden Sicherheit kann man ſagen:
Nicht lange mehr! Die letzten Stadien der Entwicklung
müſſen raſch verlaufen.

Es ſind nur zwei Möglichkeiten vorhanden. Entweder
die Gegner erkennen ſehr bald, daß ſie die militäriſche Wider
ſtandskraft Deutſchlands unterſchätzt und den Bogen über-
ſpannt haben, dann wird ſich ungefähr auf dem Boden der
letzten deutſchen Vorſchläge eine Einigung über den Waffen-
ſtillſtand erzielen laſſen, oder aber die Optimiſten auf der
Gegenſeite behalten Recht, und dann werden die Waffenſtill-
ſtandsbedingungen aus den künftigen Verhandlungen von
vornherein ausſcheiden und Deutſchland wird dann nur die

ſehr ſtarke Waffe des Hinweiſes auf die Zukunft bleiben
für die unſere jetzigen Feinde kein nach Vergeltung und
Rache rufendes deutſches Volk wünſchen können. Militäriſch
iſt der Krieg durch den Zuſammenbruch ſämtlicher Verbünde-
ter des Deutſchen Reiches, durch die erzwungene Aufgabe der
flandriſchen Küſte und faſt ganz Nordfrankreichs in der
Hauptſache entſchieden. Er iſt zu ungunſten Deutſchlands ent
ſchieden, dieſer Tatſache müſſen wir feſt ins Geſicht ſehen.
Nach einem verlorenen Krieg bleibt uns nur der Verſuch
übrig, einen Frieden zu gewinnen, in dem das deutſche Volk
als freies Volk unter freien Völkern wohnen kann. Dieſer
Verſuch iſt bereits im Gange, und die Leidenszeit der
Kämpfer im Felde neigt ſich ſteil dem Ende zu.

Jn der Nordd. Allg. Zeitung heißt es: Die deutſche Note
iſt ſachlich und inhaltlich das Ergebnis langer Verhandlungen und ſtellt
ſich dar als übereinſtimmende Meinung aller zur Mitwirkung berufenen
Stellen in der heutigen deutſchen Volksregierung. Die Note ſtellt Wil-
ſon von neuem vor die verantwortungsvolle Frage, ob er die deufſſche

riedensbereitſchaft als Hebel benutzen will, um ſeine Ideale zur Wirk-
chkeit werden zu laſſen oder ob er ſich vor den Mächten beugl, die jetzt

2 die Fortſetzung des Krieges verlangen, um auch künftig die Welt
den Grundſätzen der Macht und der Gewalt regieren zu können.
Die Köln. Ztg. ſagt: An Präſident Wilſon iſt es jetzt, den Weg

weiterzugehen, den er zu eiten begonnen hat, auf dem er aber
neuerdings gezögert hat. ſchland hat für Frieden, Freiheit und
Gerechtigkeit jetzt unendlich viel getan und Opfer gebracht, was auch ein
Feind anerkennen müßte. Jetzt iſt es an der anderen Seite, zu zeigen,
ob man dort auch Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit für andere Völ
ker will. Wie auf den guten Willen, ſo werden wir auch auf den
böſen Willen die richtige wort finden.

Die Neue Zürch. Ztg. bemerkt: Jm ganzen ſei zu ſagen, daß
die deutſche Note auf einen milden Ton geſtimmt iſt, aber nicht das er
wähnl, was durch Wilſon verlangt wurde. Es handelt ſich jetzt einzig
darum, ob die deutſche Regierung und ihre Leiter Wilſon zu
vermögen, daß das alte Syſtem in Deutſchland dauernd zur Macht
loſigkeit verurteilt iſt.

Das Ende des Militarismus und
des perſönlichen Regiments.
Man hat viel darüber geſpottet, daß Deutſchland eine

Parlamentariſierung ohne Parlament und eine Volksregie-
rung ohne die Stimme des Volkes mache. Solcher Spott iſt
abwegig. Parlamentariſche Regierungsweiſe beſteht nicht dar
in, daß zu jeder Stunde die Volksvertretung verſammelt iſt
und in jedem Entwicklungsſtadium hineinredet, ſondern darin,
daß die Führer der Parlamentsmehrheit die politiſchen Ge-
ſchäfte eiten. Die letzten Monate haben doch wirklich welt
bewegende Ereigniſſe mit ſich gebracht; aber die Mutter der
Parlamente, das engliſche Unterhaus, hat deswegen ſeine
Ferien nicht unterbrochen; ſeine Vertrauensleute nehmen ja
die Jntereſſen des Reiches wahr.

uch die große politiſche Debatte, auf die nun drei Tage
lang Deutſchland lauſchen wird, findet noch keine fertige Ent
ſcheidun

einiger tWilſons durch vieles deutſche Nachgeben zu einem vereinbarten
Frieden zu gelangen, oder ob die Feinde nach dem Willen
ihrer Chauviniſten auf bedingungsloſer Unterwerfung be-
ſtehen und dadurch Deutſchland vor die äußerſte ſchwerſte Ent
ſcheidung ſtellen.

Die deutſche Antwortnote an den Präſidenten Wilſon
kommt auch ſeinen letzten Nachforderungen weit entgegen.
Der Unterſeebootkrieg wird zwar nicht eingeſtellt, aber ſo

vor. Noch immer kann niemand auch nur mit
eſtimmtheit ſagen, ob es möglich ſein wird, mit Hilfe

ſtark eingeſchränkt, daß nach menſchlicher Vorausſicht der Vor-
wurf beſonderer Grauſamkeit gegen ihn nicht mehr erhoben
werden kann. Die behaupteten Greuel und Verwüſtungen
werden zwar energiſch beſtritten, aber dem Urteil neutraler
Kommiſſionen unterworfen. Für die Waffenſtillſtandsbe-
dingungen wird die Zuſtändigkeit der feindlichen militäriſchen
Befehlshaber anerkannt.

Weſentliche deutſche Kriegsintereſſen werden damit für
die Erreichung des Friedens geopfert. Die Deutſche Zeitung,
das Organ der Alldeutſchen, zeigt eine Spur vernünftiger
Einſicht, wenn ſie dieſes Vorgehen folgerichtig nennt. Wer
dem Präſidenten Wilſon das Waffenſtillſtandsangebot gemacht
habe, wer ſeine vierzehn Punkte annahm, mußte auf dieſer
Bahn weiterſchreiten. Der Friedensfaden, den Deutſchland
angeſponnen hat, darf unter keinen Umſtänden durch deutſche
Schuld oder Mitſchuld reißen. Und wenn Graf Reventlow

er ſchreibt noch immer zorntobend fragt:
„Befindet ſich die Regierung mit dieſer Einſchränkung des

UBoot- Krieges wieder einmal im vollen Einverſtändnis mit der
Seekriegsleitung und der Heeresleitung?“
ſo lautet die einfache und beſtimmte Antwort darauf: Gewiß.
Auch die Sozialdemokratie ſteht hinter dem neuen Friedens-
ſchritt der Regierung, wie ſie ihre bisherigen Verſuche ge-
billigt hat, dem Ende des Mordens näher zu kommen.

Das Weſentliche an der deutſchen Antwortnote iſt die
Darlegung des grundlegenden Wandels in Deutſchlands
innerer Verfaſſung. Die neue Regierung bekennt ſich frei
von jedem willkürlichem und unverantwortlichem Einfluß,
getragen von der Zuſtimmung der überwältigenden Mehrheit
des deutſchen Volkes. Sie bietet Gewähr für die Dauer des
neuen Syſtems durch den geſchloſſenen unerſchütterlichen
Willen des deutſchen Volkes, das in ſeiner großen Mehrheit
hinter dieſen Reformen ſteht und deren energiſche Fortführung
fordert.

Dieſer Wille des deutſchen Volkes muß in den heute be-
ginnenden Reichstagsdebatten Ausdruck und Verwirklichung
finden. Das perſönliche Regiment und der mit ihm untrenn-
bar verknüpfte Militarismus, d. h. die Einwirkung vom
Volkswillen unabhängiger Militärkreiſe auf die wichtigſten
politiſchen Entſcheidungen, müſſen reſtlos ausgerottet werden.
Die notwendigſten Schritte dazu ſind die volle Entſcheidung
des Parlaments über Krieg und Frieden, gleichviel ob der
Krieg als Angriffs- oder Verteidigungskrieg bezeichnet wird;
die Verfaſſungsvorſchrift, daß der Kanzler in Zukunft nur
mit Zuſtimmung der Reichstagsmehrheit berufen werden
darf und auf ihr Verlangen ſofort zu entlaſſen iſt; die Unter
ſtellung des Generalſtabes unter den dem Parlament ver-
antwortlichen Kriegsminiſter; die Ernennung der Offiziere
und die Führung der geſamten Militärverwaltung nicht mehr
durch das Militärkabinett, das zu einer rein höfiſchen und
repräſentativen Jnſtanz herabgedrückt werden muß, ſondern
durch den Kriegsminiſter.

Für eine durchgreifende Demokratie bleibt auch nachher
viel zu tun: Parlamentariſierung in den Einzelſtaaten, Be
ſeitigung der Herrenhäuſer, Verhältniswahl, Frauenwahl-
recht ufw. Das ſind ſpäter Gegenſtände der inneren Neuord-
nung. Jm Augenblick gilt es vor allem diejenigen Maß-
nahmen zu treffen, die man in den feindlichen Staaten als
demokratiſche Friedensgarantien gegen Militarismus und
Kaiſerismus anſieht. Die Geſamtlage drängt dazu, gerade
dieſe Reformen ohne jedes Säumen durchzuführen. Reichstag
und Regierung ſind hierfür an der Arbeit. Hoffentlich er-
wächſt ihrer Bemühung Friedensfrucht.

Jn der heutigen Reichstagsſitzung wird zuerſt der Reichs
kanzler das Wort. nehmen, um zur politiſchen Lage zu ſprechen.
Er wird die auf der Tagesordnung ſtehenden Verfaſſungs-
änderungen vertreten und weitere Geſetzentwürfe ankünden,
die ſich in der Richtung der Durchführung der Parlamentari-
ſierung und Demokratiſierung bewegen. Die auf der Tages
ordnung ſtehenden Verfaſſungsänderungen ſind der Annahme
ſicher. Dem Artikel, der die Verfügung der Kriegserklärungen
von der Zuſtimmung des Reichstages abhängig macht, wird
man eine allgemeine Form geben, ſo daß auch die Einleitung
eines Verteidigungskrieges in dieſen Rahmen fallen wird. Es
wird ſodann mit der allgemeinen Ausſprache über die innere
und äußere Politik begonnen werden. Hierzu werden die
Abgeordneten Herold für das Zentrum, Ebert für die Sozial-
demokratie, Dr. Naumann für die ſortſchrittliche Volkspartei
und Dr. Streſemann für die Nationaliberalen das Wort
nehmen.

Bahriſ cher Partirularismus.
SK Die Münchner Poſt ſpricht in ihrer Sonntagsausgabe offen

über gefährliche Erſcheinungen im Süden des Reichs, von denen bis
her nur leiſe geraunt wurde. In den verſchiedenſten Bevölkerungs-
kreiſen Vaverns ſo ſteſſt ſie feſt hört man oſſtäglich die 1870 ge
ſchafſene Gemeinſchaft mit Preußen verfluchen. Offen wird darin ge
ſprochen, daß man Preußen im Stiche laſſen und durch Anſchluß an die
deutſchöſterreichiſchen Lande mit Zuſtimmung der Entenke ein neues
Staatsgebilde ſchaffen ſolle. Feindliche Flugblätter, feindliche Kriegs
gefangene und innerbayriſche reaktionäre Elemente vereinigen ſich zu
dieſem Werk der Selbſtverſtümmlung deutſcher Volkskraft. Politiſch

dynaſtiſche Träume, die längſt zu Grabe getragen ſchienen, erhofften
jetzt wieder Verwirklichung, da das Unglück der Nation dem Volke die
Klarheit des Blickes trübt.

Die Münchner Poſt, welche im Kampfe gegen die preußiſchen
Junker ganz vorn bei den Stoßtrupps war, erhebt gegen dieſen Rück
fall in die Kleinſtaaterei, der ſeine Spitze gerade gegen das demokrati
ſiert? Reich richtet, ſchärfſten Einſpruch. „Helfen wir ſelbſt die Zerſplitte
rung herbeiführen“, ſagt ſie, „und zerſtückeln wir damit ſelbſt unſeren
Körper, ſo haben Frankreich und England ihr Kriegsziel erreicht; mit
Ruhe und Frieden iſt es vorbei; deutſches Blut wird wieder gegen
deutſches Blut fließen, fremdes Recht wird bei uns herrſchen, und Aus
beutung bis zum Weißbluten wird die Folge ſein. Nur dann, wenn
ein geeintes Deutſches Reich in den Völkerbund eintritt, wird der
Völkerfriede verbürgt, der allein uns die Möglichkeit bietet, uns in
langjähriger Friedenstätigkeit aus dem Unglück, in dem wir uns jetzt
befinden, wieder kraftvoll emporzuarbeiten.“

Die Wellen dieſer partikulariſtiſchen Bewegung ſchlagen bereits
ans Ufer der bayriſchen Geſetzgebung. Ein Antrag des Zentrums in
der bayriſchen Kammer fordert für die Einzelſtaaten das Recht zur Er
richtung von Konſulaten, während umgekehrt die Liberalen eine Be
kundung der unerſchütterlichen Reichstreue Bayerns vorſchlagen.

Von allem Unglück, das Deutſchland treffen könnte, wäre das
Wiederaufleben des einzelſtaatlichen Partikularismus das ſchwerſte. Die
Zerreißungsarbeit gerade auf wirtſchaftlichem Gebiet, im Konſulats
weſen beginnen zu wollen, dazu gehört ein Maß von Einſichtsloſigkeit,
das man fünfzig Jahre nach der Reichsgründung wirklich keinem Men
ſchen mehr hätte zutrauen ſollen. Die bayriſche Regierung ſollte nicht
zögern, klare Stellung gegen ſolche Pläne zu nehmen, und auch der
Münchner Hof ſollte keinen Zweifel daran aufkommen laſſen, daß er
allen reichsfeindlichen Beſtrebungen fernſteht.

Die nächſten Schritte der Sozial
demokratie im ſächſiſchen Landtage.

Die ſozialdemokratiſche Landtagsfraktion, die am Montag, dem
14. Oktober. zur Beſprechung der Lage zuſammengetreten war, hat
geſtern in einer Sitzung ihre vorläufigen Beratungen durch die An
nahme mehrerer Interpellationen und Anträge beendet. Vor Eintritt
in die Verhandlungen berichtete der Fraktionsvorſtand über Verhand
lungen, die mit der Regierung auf deren Wunſch gepflogen worden ſind,
um die Meinungen und Wünſche der Fraktionen kennen zu lernen.
Dabei ſtand natürlich die Wahlrechtsfrage im Vordergrunde. Von
unſeren Vertretern wurde kein Zweifel darüber gelaſſen, daß die Frak
tion auf dem unbeſchränkten. gleichen Wahlrechte beſtehen werde. Die
Regierung ſcheint gewillt zu ſein, das gleiche Wahlrecht ohne jede Zu
ſatzſtimme einzuführen, den Einfluß der Sozialdemokratie aber durch
ein beſonders ausgetüfteltes Verhältnisverfahren nach Möglichkeit ein
ſchränken zu wollen. Die Ausſprache zwiſchen der Regierung und den
Fraktionen ſind noch nicht beendet, ſo daß ſich über die endgültige Stel

lung der Regierung noch nichts ſagen läßt. Die Sozialdemokratie kann
und wird ſich natürlich durch ſolche Unterhaltungen nicht beeinfluſſen
laſſen, ihre Politik iſt für die kommenden Tage der Bedeutung der
Zeit entſprechend bereits feſtgelegt.
in folgenden Interpellationen und Anträgen zum Ausdruck:

Inlerpellation.
1. Welche Stellung hat die ſächſiſche Regierung im Bundesrate

zu den Fragen der demokratiſchen Neugeſtalkung und der Schaffung
einer parlamentariſchen Regierung im Reiche eingenommen?

2. Was gedenkt ſie zu tun, um dem Programm der neuen Reichs
regierung entſprechend auch für die Landtagswahlen in Sachſen das
allgemeine gleiche Wahlrecht einzuführen?

3. Wie ſtellt ſie ſich zur Durchführung des parlamentariſchen Re
gierungsſyſtems in Sachſen?

4. Iſt ſie gewillt, zur Reform der inneren Verwaltung auf der
Grundlage des allgemeinen gleichen Wahlrechts zu den Gemeinde, Be
zirks- und Kreisvertretungen dem Landtage ſchleunigſt eine Vorlage zu
unterbreiten?

Ankrag.
Die Kammer wolle beſchließen, die Regierung zu erſuchen, die

Amneſtierung aller wegen politiſcher Handlungen Verurfeilten reſtlos
durchzuführen und für angemeſſene Entſchädigung aller von Verurtei-
lungen oder ſonſtigen Maßregeln der militäriſchen oder zivilen Be
hörden Betroffenen Sorge zu tragen.

Ankrag.
Die Kammer wolle beſchließen, die Regierung zu erſuchen,
1. dem Landtage mit größter Beſchleunigung Vorlage zu

unterbreiten, durch die namentlich für den Uebergang vom Kriegs
Friedenszuſtande a) die Arbeilsvermiltlung allgemein durchgeführt,
b) die ſtaatliche Unkerſtützung aller Exiſtenzloſen bis zur a
eines ausreichenden Erwerbs geſichert wird, und c) die erforderlichen
Geldmittel bis auf weiteres durch den Staat bereitgeſtellt werden;

2. im Bundesrate für eine durchgreifende Regelung des Unter
ſtützungswerks und für die Erſtattung der ein zel ſtaatlichen Auf
wendungen durch das Reich einzutreten; 3. ein Landes- Arbeitsamt zu
errichten und dieſem alle Arbeiterfragen zur Bearbeitung und Er-
ledigung zu überweiſen.

Anirag.Die Kammer wolle beſchließen, die Regierung zu erſuchen
vehn, Riceige en ſofort in Angriff genommen;

y 2. ſtaatliche Arbeits- und Lieferungsaufträge ſchleunigſt vergeben,

n 3. die in den Händen der Heeresverwaltung befindlichen und aſe

ſonſt n e e die landwirtſchaftliche, 7gewerbli r on, e verfügbaren Nahrungsmiltel
unverzüglich zur Verwendung freigegeben werden.

Ankrag.

Die Kammer wolle beſchließen, die erſ
im Bundesrote dafür einzutreten, daß zur Abtragang
und zur Herſtellung eines gerechten Stenerſyſtems das Recch J
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Abkehr von ſeiner bisheri Sieuerpolitik die Beſtenernng
Elnkomenen und Vermögen zur uelle ſeiner Steuereinkünfte

macht, e r ausbauk, 71 ar geth eineg der Kriegsgewinne rchführt u ie dureng Maßnahmen ſichert. 9
Jnterpellation.

Wa die Regi di der Bevi ehe in hellen t vv zu ſichern? 4Interyeüchion.
Welche Maßnahmen hat die Regierung ergriffen, um der Herr

De und ihrer zu erwartenden Steigerung rechtzeitig
begegnen

Hat ſie im beſonderen für die Beſchleunigung der notwendigen
Vorkehrungen im Sinne der Forderungen des Antrags Caſtan und

enoſſen (Druckſache 158) Sorge getragen?
Was gedenkt die Regierung zu tun, um die Wahrung der Rechte

nd der Intereſſen der minderbemittelten Bevölkerung im Mietver
ltnis ſicherzuſtellen?

Parlamentariſierung und Sozial
reform.

SK. Jn ſehr bemerkenswerten Betrachtungen nimmt die
Deutſche Jnduſtriebeamten-Zeitung, das Organ des

undes der a r Beamten, vom Arbeitnehmer-
andpunkt aus Stellung zur neuen Regierung. Das Blatt der be-
kutenden Angeſtelltengewerkſchaft billigt es, daß man entſprechend

Zeitumſtänden das politiſche Friedensprogramm in den Vorder
gtund geſtellt habe. Aber das innerpolitiſche Reformprogramm

üſſe in Kürze folgen. Der Betriebsabſolutismus müſſe ebenſo
wie der Abſolutismus im Staatsleben. Das neue Deutſch

ſei erſt da, wenn auch aus dem unterdrückten Jnduſtrieunter-
ein freier Jnduſtriebürger ſich entwickelt habe. Ausbau und

ſtigung der Betriebsausſchüſſe, Schaffung wirklicher Arbeits
mmern, geſetzliche Ordnung der Arbeitsvermittlung und ſoziale

ordnung in den Staatsbetrieben ſeien einige der dazu nötigen
ßnahmen. „Die Angeſtellten blicken mit geſpannten Hoffnungen

den Leiter des neuerrichteten Reichs-Arbeitsamtes, den lang-
igen Gewerkſchaftsführer Guſtav Bauer,“ ſagt die Jnduſtrie

mien Zeitung. „Von ſeinen erſten Taten wird es abhängen,
h er die harten Widerſtände des Jnduſtriekapitals überwinden

inn. Die Uebernahme der bisherigen Reichs-Sozialpolitiker, des
nterſtaatsſekretär Caſpar mit Anhang in das neue Reichsarbeits-
ut ſtimmt uns recht bedenklich. Wir möchten nicht etwa die Jllu-

on aufkommen laſſen, daß mit der Neubildung der Regierung der
iale Aufſtieg der Arbeitnehmer ſchon geſichert wäre. Die Par-

entariſierung der Regierung iſt nicht gleichbedeutend mit einer
jazialen Umſchichtung. Der Kampf gegen die wirtſchaftlichen Macht

r fängt erſt an. Das Ziel des Friedens iſt eng verknüpft mitm Jena dex wirtſchaftlichen Freiheit. Sie zu erſtreben und wenn

tig zu erkämpfen, iſt die hohe Aufgabe einer wahren Volksregie-
g. Möge der neue Kanzler das Reichsſchiff in dieſer Richtunglen. Auf, Steuermann, zu neuen Ufern!“
Zweifellos denken alle Gewerkſchaften über die Bedeutung des

BWechſels auf politiſchem Gebiet genau ebenſo. Volksregierung
macht die Wahrnehmung der wirtſchaftlichen Intereſſen durch ſtarke
Organiſationen nicht überflüſſig, ſondern doppelt notwendig und
glerdings auch doppelt ausſichtsvoll.

Der Krieg im Weſten.
Der deutſche Abendbericht.

ws tb. Berlin, 21. Oklober abends. (Amklich.) Der Feind be
ſchränkle ch an den Kampffronten auf Teilangriffe, die von uns ab

wurden. Unſer Gegenangriff gegen die vom Feinde beſehlen
auf öſtlichem AisneUfer beiderſeits Ponziers iſt in gutem Forl

Anterſuchung der Zerſtörungen an der Weſtfront.
Zur Unterſuchung der Wahrheit der Beſchuldigungen über an

ich zwe Verwüſtungen und Zerſtörungen bei dem Rückzug
deutſchen Truppen hat ſich eine neutrale Kommiſſion, be-

ſtehend aus den in Brüffel wohnhaften Vertretern neutraler Staaten,
an die Front begeben Der Chef der politiſchen Abteilung in Brüſſel,
Geſandier Freiherr von der Lanken, hat die Führung der Kom
miſſion übernommen. Sie ſetzt ſich im übrigen zuſammen aus dem
en Geſandten Marquis Villalobar, dem holländiſchen Geſandten

rrn van Vollenhoven und folgenden Delegierten der Relief-Kommiſ-
ſton: e Spanier Saura, dem Niederländer Langenberg, dem Belgier
pan Bree.

Douai durch die Engländer zerſtört.
Rotterdam, 22. Oktober. Der Nieuwe Rotterdamſche Courant

meldet aus Roermond: Flüchtlinge aus Nordfrankreich, die
geſtern über die holländiſche Grenze kamen, berichten, daß Douai
durch engliſche Artillerie in Brand geſchoſſen
wurde. Die Flüchtlinge befinden ſich in traurigſter Verfaſſung.

Die Räumung der belgiſchen Gebietsteile.
Die niederländiſchen Blätter bringen bereits Sonderberichte

aus den von Deutſchland geräumten belgiſchen Gebietsteilen. Das
Vaderland bringt die Meldung, daß die geräumten Gebiete und die
dort befindlichen Kunſtwerke, namentlich in Brügge, voll
kommen unverſehrt ſeien. Die Alliierten, ſo heißt es weiter,
folgen den Deutſchen nur ſehr langſam. Von Zeit zu Zeit fehlt
nöberhaupt die Fühlung zwiſchen beiden Heeren. Die Grenze bei
Sluis iſt von belgiſchen Soldaten beſetzt. Es ſind ausſchließlich
Flamen, die ſich auch flämiſch unterhalten. Einige Stunden lang
war die Grenze überhaupt unbewacht geblieben. Während dieſer
Zeit ſind einige Perſonen nach Belgien hinübergegangen. Das iſt
jetzt aber unmsglich, denn die Grenze iſt dicht geſchloſſen. Der

renzkommandant, ein Major, ſtellt keine Päſſe mehr aus und läßt
niemanden mehr die ſogenannte neutrale Zone betreten. Jn Zee
brügge wurden die militäriſchen Anlagen von den Deut-
chen vernichtet. Das gleiche geſchah in Brügge. Der Privat
eſitz blieb vollſtändig unverſehrt. Dagegen ſind

die Brücken z Die Zahl der über die holländiſche
Grenze tretenden deutſchen Soldaten iſt über alles Erwarten gering.
Man hatte auf einige Tauſend gerechnet, und es kommen nur
eingelne Soldaten hinüber. Die Gerüchte, daß Tauſende deutſcheSoldate n über die Grenze nach Holland kommen würden, haben ſich

r etzt nicht bewahrheitet und werden wahrſcheinlich auch Gerüchte
eiben.

Oeſterreichiſcher Heeresbericht.
w. Wien, 21. Oktober. Amtlich wird verloukbart:
Auf dem ſlaüenſſchen Kriegsſchauyiah keine größeren Kampfhand
Bederſeiis der jadſichen Moerawa wurden ſerbiſche Teilangriffe

Gebirge weſtlich von Zajecar macht c Druck ſtärker
Der des Generalftabes.

wird gemeldet: In einer der Bat-
anal von Sebenico ſchützen, ſetzte ein geiſtesgeſtörter Matroſe, nachdem er d Lage

und verjagt hatte, ei ll in Täe

S neneS

Amneſtierte Belgier und Neutrale.
Der Generalgouverneur Generaloberſt Freiherr von Falken

hauſen hat unter dem 18. Oktober d. J. allen Belgiern und
Angehörigen neutraler Stoaten, die von deutſchen Mill
tärgerichten oder Millärbefehlshabern im Gebiete des General

vouvernements zu erurteilt worden ſind und ihreSuefe zur Zeit in den Reſt der T er
laſſen. Au offen diejenigen, welche m
chen verur d. Der Generaſgouverneur hat beſtimmt, daß

gen r und Angehörigen neutraler gegen die im

rpol n werden iſt,und die ſich zur Zeit in ien oder Deutſchland in rn befinden,
freigelaſſen werden. Mit der Entlaſſung iſt am 21. O d. J. de
gonnen worden. Rur eine beſchränkte Anze d von Perſönüchte
deren freie Bewegung in Belgien nach der Natur der Dinge nicht mög

lich iſt, ſolange daſelbſt noch gekämpſt wird, wird erſt dei der Räu-
Belgiens in Freiheit geſetzt werden. Für Belgier,d e e in Deutſchiand verbüßen, iſt ein gleicher in

orbereitung.

Entente-Treibereien in Holland.
Die öffentliche Meinung in Holland wurde in den letzten Tagen

offenbax durch Lügen von ſeiten der Entente ſehr beunruhigt. Es
hieß u. a.: Jn Deutſchland herrſcht die Revolution; der er ſo iſt
nach Holland geflüchtet; Liebknecht ſei zum Präſidenten der freien
deutſchen Republik ausgerufen; alle deutſchen UBoote ſeien nach
ihrer Baſis zurückgerufen worden Deutſchland habe kapituliert uſw.
Anderſeits wieder hieß es, in Deutſchland ſei die Militärpartei
wieder obenan und ein neuer Wechſel des Regierungskurſes ſei ein
getreten. Die deutſche Note an Wilſon wird dieſe unſinnigen Ge

rüchte zerſtreuen. S
Das däniſche Verlangen nach Volks

abſtimmung in Vordſchleswig.
Berlin, 21. Oktober. Die Nordd. Allg. Ztg. ſchreibt halbamtlich:Jn verſchiedenen Blättern ſind Nachrichten aufgetaucht, daß die

däniſche Regierung an die deutſche Regierung eine Note gerichtet
habe, die in lohaler Faſſung nahelege, gewiſſe Vertragspunkte aus
den 680er Jahren, die bisher unerledigt blieben, einer wohlwollen-
den Erwägung zu unterziehen. Gegenüber dieſen Meldungen ſtellen
wir hiermit feſt, daß die däniſche Regierung weder eine Note an
die deutſche Regierung geſandt hat, noch in irgendeiner Form in der
ſchleswigſchen Frage an die deutſche Regierung herangetreten iſt.

Anabhängigkeitserklärung der
tſchechoſlowakiſchen Vationen.

Lugano, 21. Oktober. (T.-U.) Der tſchechoſlawiſche Nationalrat
hat offiziell den Ententeregierungen die n u en
der tſchechoſlawiſchen Nationen mitgeteilt. Wilſon habe die Er
klärung entgegengenommen.

Die Pationalverſammlung der
Deutſchen in Wien.

Der gemeinſamen Proklamation aller in der Nationalverſamm-
lung vertretenen deutſchen Parteien, der Deutſchnationalen, der
Sozialdemokraten, der Chriſtlich-Sozialen und der Wiener e
ſinnigen Gruppe, folgten beſondere Erklärungen der einzelnen Par-
teien. Die bedeutendſte darunter iſt die Erklärung der ſozialiſtiſchen
Partei, in der es heißt: Das deutſche Volk in Oeſterreich ſoll ein
demokratiſcher Staat, ein deutſcher e
den, der vollkommen frei entſcheiden ſoll, wie er ſeine Beziehungen
u den Nachbarländern und mit den Nachbarvölkern zu einem
ölkerbund vereinen will, wenn die anderen Völker das wollen.

Lehnen aber die anderen Völker eine ſolche Gemeinſchaft ab, oder
wollen ſie ihr nur unter Bedingungen zuſtimmen, die den wirtſchaft
lichen und nationalen Bedürfniſſen des deutſchen Volkes nicht ent-
ſprechen, dann wird der deutſchöſterreichiſche Staat, auf fich ſelbſt
geſtellt, kein wirtſchaftlich entwicklungsfähiges Gebilde und ge
zwungen ſein, ſich als ein Sonderſtagat dem deutſchen
Volke anzugliedern. Wir verlangen von dem deutſchöſter
reichiſchen Staat die volle Freiheit zwiſchen dieſen beiden möglichen
Verbindungen zu wählen.

Die neuen Mitglieder der Regierung
beim Kaiſer.

Der Kaiſer empfing geſtern in Gegenwart des Reichskanzlers die
neu ernannten Staatsſekretäre Gröber, Erzber
.ger, Haußmann, Trimborn, Bauer und die Unterſtaatsſekre-
täre David, Giesberts, Robert Schmidt, Dr. Auguſt Müller. Die
Vorſtellung erfolgte durch den Chef des Zivilkabinetts. Der Kaiſer
hielt zunächſt eine kurze Anſprache, die ſich in erſter Linie mit der inner
politiſchen Neuorientierung in Deutſchland beſchäftigte, dann zog er
jeden der Herren in ein kurzes Geſpräch.

Die preußiſchen Konſervativen
gegen Wilſon.

Heydebrand und Graf Weſtarp richten namens der
konſervativen Parteileitung eine Kundgebung an ihre Leute im
Lande, in der ſie erklären, daß die Wilſonſchen Bedingungen den
Zweck haben, uns den Frieden der vollen Unterwerfung mit Ab-
tretung von Elſaß-Lothringen und von Teilen der Oſtmark und
Uebernahme vernichtender Kriegsentſchädigungen aufzuerlegen.
Unſeren Kindern und Kindeskindern ſtände dann „eine Knecht-
ſchaft bevor, die weit über das Maß deſſen hinausgeht, das
Preußen nach 1806 von dem korſiſchen Eroberer zu erdulden hatte“.
Freiheit werde es nachher in deutſchen Landen nicht mehr geben.
Aber noch ſei es nicht an der Zeit, einen ſolchen Frieden anzu
nehmen. „Der Kampf muß ausgefochten werden“; darin ſeien
Heer und Volk einig. Darum: Jede Arbeitskraft in den Dienſt des
Vaterlandes, jeder kampffähige Mann an die Front!“

Einen ganz ähnlichen Aufruf erläßt die Reichspartei (frei-
konſervative Partei).

Die ſchwerwiegende Entſcheidung, ob Wilſons Forderungen
angenommen werden müſſen oder nicht, iſt von anderen Leuten
getroffen worden, als von der konſervativen Parteileitung. Die
Zeit der annexioniſtiſchen Maulaufreißerei iſt vorbei. Heydebrand,
Weſtarp und die übrigen konſervativen Klageweiber haben in der
erſten Reihe derer geſtanden, die vom unbeſchränkten Tauchboot
kriege den ſicheren Erfolg in ganz beſtimmter Friſt prophezeiten,
uns durch ihre h neue Feinde auf den Hals zogen und
durch ihre landräuberiſchen Pläne im feindlichen Auslande jene
Stimmung erzeugten, die ſich in der für die bisherigen Macher der
Berliner Politik ſo demütigenden Antwort Wilſons auf das deutſche
Friedensangebot widerſpiegelt.
Daß „Heer und Volk“ einig ſeien in der Abſicht, einen aus

ſichtsloſen Kampf bis zum völligen Ruin unſerer phyſiſchen
und wirtſchaftlichen Kräfte fortzuſetzen, davon werden ſelbſt in
der konſervativen Partei wohl nur wenige überzeugt ſein.

Wenn aber ein Friede, den wir nicht etwa nur nach dem
Urteil derer, die ſtets für eine chte, kein Volk in ſeinen Lebensbedingungen beeinträchtigende Verſtändigung eingetreten ſind, ſon
dern na den Urteil der Oberſten Derkteslckung chließen
müſſen, wenn dieſer zu erwartende Friede jene Folgen haben
würde, die Heydebrand und Weſtarp ſo ſchaurig ausmalen, dann
hätten wir dieſes Kriegsergebnis eben der gewiſſenloſen Hetze
verdanker(, die von den „Alldeutſchen“ vor dem Kriege wie
im Kriege betrieben worden iſt und die in einem nur zu iTeile der deutſchen Nation die Kriegsſtimmung und den 8 r
haß ſyſtematiſch geſchürt, im Ausland aber folgerichtig die ent
ſprechende Gegenwirkung ausgelöſt hat

Der Wortlaut der deutſchen
Antwort.

Derlin, 21. Oktober. (Amtlich.) Die Deutſche Regierung iſt
bei der Annahme den Vorſchlags zur Räumung der beſetzten
Gebiete davon ausßzegangen, daß das Berfahren bei dieſer
Räumung und die Bedingungen des Waffenſtillſtandes der Be
urteilung militäriſcher Ratgeber zu überlaſſen ſeien und daß das
gegenwärtige Kräfteverhältnis an den Fronten den Abmachungen
zugrunde zu legen iſt, die es ſichern und Die Deutſche
Regierung gibt dem Präſidenten anheim, zur Regelung der Einzel

iten. heiten eine Gelegenhert zu ſchaffen. Sie Sertrant darauf, daß der
Präſident der Vereinigten Staaten keine Forderung gutheißen wird,
die mit der Ehre des deutſchen Volkes und mit der An

bahnung eines Friedens der Gerechtigkeit unverein-
bar ſein würde.

Die Deutſche Kegierngg Verwahrung ein gegen den
Vorwurf ungeſetzlicher und undnenſchlicher Handlungen, der gegen
die dentſchen Land und Seeſtreitkräfte und damit gegen das deutſche
Svlk, erhoben wird.

Zerſtörungen werden zur Deckung eines Rückzuges immer not
wendig ſein und ſind inſoweit völkerrechtlich geſtattet. Die deutſchen
Truppen haben die ſtrengſte Weiſung, das Privateigentum
zu ſchonen und für die Bevölkerung nach Kräften
zu ſorgen. Wo trotzdem Ausſchreitungen vorkommen, werden
die Schuldigen beſtraft.

Die Deutſche Regierung beſtreitet auch, daß die deutſche Marine
bei Berſenkung ven Schiffen Rettungsborte nebſt ihren Jnſaſſen ab
ſichtlich vernichtet hat.

Die Deutſche Regierung ſchlägt vor, in allen dieſen Punkten den
e en durch nentrale Kommiſſionen aufklären zu

en.
Um alles zu verhüten, was das Friedenswerk erſchweren

könnte, ſind auf Veranlaſſung der Deutſchen Regierung an ſämt
liche Nuterſfeeboots-Kommandanten Befehle ergangzn, die eine
Torpedierung von Paſſagierſchiffen ausſchließen,
wobei jedoch aus techniſchen Gründen eine Gewähr dafür nicht über
nommen werden kann, daß dieſer Befehl jedes in See befindliche
Unterſeeboot vor ſeiner Rückkehr erreicht.

Als grundlegende Bedingung für den Frieden bezeichnet der Prä
ſident die Beſeiligung jeder auf Willkär beruhenden Macht,
die für ſich unkonlrelliert und aus eigenem Belleben den Frieden der
Welt ſtören kann.

ſtimmung mit den Wünſchen der aus dem gleichen allgemel-
nen geheimen nd direkten Wahlrecht hervorgegangenen
Vo gebildel. Die Führer der großen Parteien des Reichs
kogs gehören zu ihren Mikgliedern. Auch künfüg kann keine Regierung ihr
Amt autkrelen oder weilerführen, ohne das Verirauen der Mehrheit des
Reichslages zu beſitzen. Die Veraniwortung des Reichskanzlers
über der Volksvertretung wird gefetzlich ausgebaut und ſichergeſtellt. Die
erſte Tat der neuen Regierung iſt geweſen, dem Reichslag ein
vorzulegen, durch das die Verfaſſung des Reiches dahin geändert wird,
daß zur Eufſcheidung über Krieg und Frieden die Zuſtimmung der

erforderlich iſt.
Die Gewähr für die Dauer des neuen Syſtems ruht aber nicht

nur in den geſetzlichen Bürgſchaften, ſondern auch in dem unerx
ſchütterlichen Willen des dentſchen Volkes, das in ſeiner großen
Mehrheit hinter dieſen Reformen ſteht und deren energiſche Fort
führung fordert. 4

Die Frage des Präſtdenten, mit wem er und die gegen Deutſch
land verbündeten Regierungen es zu tun habe, wird ſomit klar und
unzweideutig dahin beantwortet, daß das Friedens und Waffen
ſtillſtandsangebot ausgeht von einer Regierung, die, frei von jedem
willkürſichen und unverantwortlichen Einfluß, getragen wird von
der Zuſtimmung der überwältigenden Mehrheit
des deutſchen Volkes.

B erlin, den 20. Oktober 1918.
Solf, Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes.

Halle und Saalkreis.
Halle, 22. Oktober 1018.

Weghjel im Seneralkemmando. Der Magdeb. Zig. fufolge wird
der ſtellvertr. kommandierende Genralleutnant Sontag durch den
General d. Kav. z. D. Albert v. Werder erſetzt werden. Dieſer wohnt
zur Zeit in Goslar und war bis zum Herbſt 1912 Diviſionskomman-
deur in Halle; ihm ſind daher die Verhältniſſe im 4. Armeekorps genau
betannt. Generalleutnant Sontag iſt zu den Offizieren von der Armee
verſetzt worden. Er ſtand ſeit 7. November 1917 an der Spitze des
ſtellv. Generalkommandos des 4. Armeekorps.

Gegen Ueberfüſiung der Jüge. Um der Ueberfüllung der Per
ſonenzüge in der nächſten Zeit zu begegnen, werden bis auf weiteres
Fahrkarten nur am Reifſeantrittstage, alſo nicht ſchon am Voriagge ver

kauft, die Fahrt muß am erſten Gültigkeitstage der Fahrkarte ange
treten werden. Der Fahrkartenverkauf beginnt, ausgenommen in Halle,

früheſtens eine Stunde, auf kleineren Stationen eine halbe Stunde
vor Zugabgang. Wenn die für den Zug vorgeſehene Höchſtzahl von
Fahrkarten verkauft iſt, wird dies durch Aushang oder Ausrufen am
Schalter bekanntgegeben. An Aerzte, Tierärzte, Hebammen, Geiſt
liche und die ſie begleitenden Küſter werden in dringenden Fällen gegen
Vorzeigung eines Ausweiſes über den Zweck und die Dringlichkeit der
Reiſe Fahrkarten über die Höchſtzahl hinaus ausgegeben. Bahnſteig
karten werden nicht verkauft, ſind auch bis auf weileres nicht gültig.
Doppelkarten oder Fahrkarten für die Rückfahrt werden nicht aus
gegeben.

Geſchirr in eine Durch ein Brauereifuhr
e J Se t ben See el e r henen tn

ohne Aufſicht ſtehen ließ.
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Wem gehört die Gaus? And. de Männer im
Alter von 28 bis 30 Jahren, anſcheinend

Paket angehalten worden und
Iehteren geflüchtet. Jn dem Pabket defand ſich eine friſch ete,
wahrſcheinlich geſtohlene Gans. Sie hat einige ſchwar ederndem Kopf und den Flügeln. Der Eige z Der et ſonſt über z
Herkunft der Gans oder die drei Männer Aus geben kann, wird
erfucht, ſich unverzüglich bei der Kriminalpolizei, Dreyhauptſtr. 4,

r 88 oder 37, zu melden. Dort liegt auch die Gans zur An

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Sliadtthealer. Heute Dienstag wird das uſpiel „Der p.

fer“ von Hans Müller zum erſtenmal wiederholt woch „Der Wild
ſchütz““ Donnerstag „Fidelio“, Freitag „Der z Sonnabend
„Die Roje von Stambul“, S nachmittag Volksvorſtellung „Der
Strom“, Sonntag abend „Lohengrin“.

„Der Schöpfer“, des Wiener Dichter Hans Müller vieraktiges
Schauſpiel, kam Sonnabend abend im hieſigen Stadttheater zur Ur-
aufführung. (Wie wir hören, wurde das Stück zu gleicher Zeit auch in
Leipzig erſtmalig aufgeführt.) Der Dichter, von dem auch das in den
letzten Jahren vielerorts gegebene Schauſpiel „Könige“ ſiammt, veran
ſchaulicht uns in ſeinem neuen Werk den Forſcherdrang eines Arztes,der dabei Menſchenziele über Menſchenleben ſtellt. Prof. Dr. Paul

Schumacher, ſo heißt der ſtrebſame Arzt, arbeitet an einem Heilmittel
gegen Tuberkuloſe und wird hierbei von einer jungen Aerztin, Dr.
Nada Anaſtaſowa aſſeſtiert, die bei dieſer Arbeit ihre ganze Befrie
digung findet und von Fräulein Jrma Grawi ſehr gut dargeſtellt wurde.
Der Arzt gerät mit ſeiner Forſchung in einen Konflikt mit ſeinen
akademiſchen Berufsangehörigen und anderen Vertretern der Wiſſen-
ſchaft, weil er ſo ganz und gar von deren Lehrſchablone abweicht und
ihre Verwarnungen unbeachtet läßt.

Als Paralelle zu dieſem Konflikt wählte der Dichter das R
nach Liebe. Johanna, die Frau des Arztes, unbeteiligt an deſſen
Lebenswerk und ſich auch wohl ſonſt ſeeliſch benachteiligt fühlend, ver
liebt ſich in den Freiherrn Walter von Scheel. Dieſem iſt Leben und
Liebe Hauptzweck, und ſo entſpricht er dem BVegehren Johannas. Der
Freiherr erkrankt und begibt ſich in Behandlung des Mannes ſeiner
Geliebten, der in ſeiner Diagnoſe einen e Fall von Tuberkuloſe
feſtſtellt. Dem Arzt bleibt auch das Verhältnis des Freiherrn mit ſeiner
Frau nicht unbekannt. Jn Prof. Dr. Schumacher ſiegt jedoch der Arzt
über den Menſchen, und er verſpricht, dem Freiherrn das Leben zu
retten und erſt dann die perſönliche Angelegenheit mit ihm zu regeln.
Damit erweitert er die ihn von ſeiner Frau trennende Kluft. Der
Freiherr ſtirbt jedoch plötzlich, nachdem ihm Dr. Schumacher ſein heil-
bringendes Tuborin eingeſpritzt hatte. Dieſen Fall benutzt nun die
wiſſenſchaftliche Fakultät, den Prof. Dr. Schumacher vor ihr Forum
zu ziehen, ihn des Mordes verantwortlich machend. Johanna, des

rofeſſors Frau, die ſich inzwiſchen an die Seite ihres Mannes wieder
durchgekämpft hatte, rettet dieſen jedoch, dem Ver kollegium
einen Brief des Freiherrn von Scheel überreichend, worin dieſer mit
teilt, daß er ſich ſelbſt ins Jenſeits beförderte. Eine te Studenten
Ovation gelegentlich eines Kollegs beim Prof. Dr. endet
die Aufführung. Als Handlungsort wählte der Dichter eine mittel-
deutſche Univerſitätsſtadt, wo ſich für die Vorurteile der rechte Nähr-
boden und auch die ſonſt zu dem Stück erforderlichen Ausſtattungs
figuren fanden.

Nach dem gewählten Titel ſcheint der Verfaſſer etwas Bedeutendes
vorgehabt zu haben, worauf auch das ganze behandelte Thema ſchlie
ßen läßt, doch iſt ihm der große Wurf nicht gelungen. Wirklich große
kompliziert ſich verſtrickende und dann wieder ſich löſende Lebensvor
gänge ſpielen ſich höchſt felten in ſolch kurzem aum ab, wie ſie
der Dichter zugrunde gelegt hat. Auch werden Seelenzuſtände von
handelnden Perſonen im wirklichen Leben offenbart, aber nicht
gegenſeitig faſt nur erzählt. Und ſo mag der ganze Aufbau des
Stückes wohl eine gewiſſe Bühnengeſchicklichkeit zeigen, innerliche Be
friedigung wird beim Publikum weder ſo noch fo ausgelöſt. Höchſtens
kann man ſagen: Das Stück iſt nicht ohne Jntereſſe, weil es ein ernſtes
Thema behandelt. Wäre es gelungen, könnte man von einer Bereiche
rung des deutſchen Bühnenſchatzes reden. Soll es das werden, müßte
eine gründliche Umarbeit und Vervollkommnung vorgenommen wer
den. Wir haben gute Stücke, die weit unbedeutendere Themen be-
handeln. So, wie „Der Schöpfer jetzt beſchaffen iſt, kann man nicht
von einer großen Bühnenſchöpfung reden. Auch die fleißigſte und ge
ſchickteſte Spielleitung kann daran wenig ändern, und man hatte ſich

um die fehr zUnter rühmenswerter Leitung des Oberſpielleiters Herrn Theo
Modes und der guten Vertretung der Hauptrollen in Herrn Adolf
Rehbach als Prof. Dr. Paul Schumacher, Fräulein Helene Hartmann
als deſſen Frau, Herrn Hurt Wilke als Freiherr von Scheel und Herrn
Adalbert Kriwat als Geheimrat Prof. Dr. Hermann von Fabius fand
die Darſtellung am Schluß reichen Beifall. Anfangs kargte das Pu-
blikum damit. Wir möchten zweifeln, daß der eifall dem
Stücke gegolten hat. Eine gute Spielleitung und e Künſtler
bringen es eben fertig, auch aus mancher beſcheidenen etwas
Genießbares zu machen. Das Stück wird ſchon heute Dienstag und
kommenden Freitag wiederholt.

Deutſcher Heeresbericht vom 21. Okt.
wib. Großes Hauptquarſier, 21. Oklober 1918. (Armclich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprechk.
land wurde voe und qm dem Lys Abſchaitt zwiurgei r r h rr r F wieder zurück.eiderſeils vor Deynze ſetzte der Gegner dem Weſtufer der

r der Stadt aber den Fl wurden zum größten Teil ommen. Ein Franuzoſenneſt blieb
guf öſtlichem Ufer zurück. ich von Korkrik ſtieß der Feind über
Deerlijet weegem vor. Auf den und ſüd
weſtlich von Viohle brachten wir ſeine A e zum Nörd-
lich der Sſchel de wieſen wir den Feind vor unſeren Linien ab. Nörd-
lich von Tournay hat der Gegner die s Gelde erreicht. Südlich
von Tournay ſtanden wir mit ihm in der Linie St. Amand bis
öſtlich von Den gin und auf den Höhen öſtlich und nordöſtlich von

eiderſeits e esmes und Le Calegn griff der Eng
usdehnu ner am 17. und 18. Oklober zw

ſchen Le Caiegu und der Oife geführien A ini ſigrken Kräf
ken an. Zwiſchen Sommaing und Berlkagin blieben ſeine An
griffe auf den Höhen weſtlich der Harpies- Riederung in unſerer
Abwehrwirkung liegen. Beiderſeits

Amerval ging verloren und wurde im Gegenſioß wiedergenommen.
wir unſere Slellungen noch har

tem wechſeſvollem K im nen behauptel. Die brandenbur-
des Generglmajorz Haas

hat ſich hier beſonders bewährt. großen Miiiein unternom
ngriff des Feindes iſt ſomit auf der genzen 20 Kilometer breiten

ronk bis auf örllich beſchränkten Bodengewinn des Gegners an der
eit unſerer durch Artillerie wirkſam unterſtützten Infanterie ge

Heeresgruppe Deuiſcher Kronprinz.
Nördlich der Serre wurden erneute Angriffe des Feindes abge

wieſen. Beiderſeils der Straße Laou--Marle fäuberten wir im
Gegenangriff Teile unſerer noch in Feindeshand gebliebenen Linien
und wieſen ſtarke Gegenangriffe ab. Auch weſtlich der Aisne nah
men ſche Balaillone und das in den letzien Kämpfen veſon
ders bewährte Reſ.-Inf.-Reg, Nr. 231 im Gegenangriff ihre Stellung
wieder und ſchlugen feindliche Angriffe ab. Oeſtlich von Vouziers
ſuchte der Feind ſeine am 19. Oklober errungenen örllichen Erfolge
durch Fortſetzung ſeiner Angriffe zu erweilern. Vornehmlich ſind ſie
am Gegenangriff des Infankerie-Regimenis Nr. 412 und der zähen
Abwehr der 7. Kompagnie des bayriſchen Jufankerie- Regiments Rr. 24
geſcheitert.

Heeresgruppe Gallwitz.
Oeſtlich von Bankheville wurden Teilangriffe der Amerikaner

abgewieſen. Im übrigen blieb die Gefechisläligkeil beiderſeits der
Maas in mählgen Grenzen.

Südöſtlicher Kriegsſchauplatz.
An der Morava ſchlugen wix erneute Teilangriffe der Serben ab.

Der Erſte Generalquarliermeiſter. Ludendorff.

Staatsſekretär Fiſchbeck über die Kriegsanleihe:

Deutſchland wird niemals eine Regie
rung haben, die nicht einmütig hinter
der Kriegsanleihe ſteht.

27
s Aus der Provinz.
Merſeburg. Zuckermarken. Die Ausgabe der Zucker

marken und der Brotzuſatzmarken für die fleiſchloſe Woche vom
20, bis 27. Oktober findet im alten Rathauſe in folgender Reihen-
folge ſtatt: Dienstag, den 22. Oktober, vormittags von 8 bis 12
Uhr und nachmittags von 3 bis 6 Uhr, für die Straßen mit den
Anfangsbuchſtaben von A bis einſchließlich J; Mittwoch, den
23. Oftober, zu denſelben Zeiten für die Straßen mit den Anfangs-
ſtaben von K bis einſchließlich P; Donnerstag, den 24. Oktober, zu

denſelben Zeiten für die übrigen Straßen. Abgabe der Marken
nur an erwachſene Perſonen.

Lindenblütentee. Der Stadt ſteht eine begrenzte Menge
Lindenblütentee zur Verfügung. Die teilung an die hiefigen
Einwohner ſoll koſtenlos e je nach Bedarf und zur Ver
fügung ſtehende Menge. Wer getrockenete Lindenblüten für eigenen
Bedarf haben will, meldet dies bis 1. November 1918 dem ſtädtiſchen
Lebensmittelamt, Rathaus, 2 Treppen, Zimmer 28, unter Angabe
der gewünſchten Menge.

Er wiſcht. Die Diebe, welche in der Nacht vom
4. zum 5. d. M. im Gutmannſchen Geſchäft eingebrochen und Warequ
im Werte von etwa 15 000 bis 20 000 M. mi haben, ſind
in Leipzig in der Perſon des Malers Auguſt Schünemann und der
Kellnerin Frau Emma Müller geb, Schlinske feſtgenommen worden
Ein Teil der geſtohlenen Sachen konnte wieder herbeigeſchafft werden
Ob die Diebegbande auch die Einbrüche im Joskeſchen und Loßſchen
n ührt hat, wird die Unterſuchung ergeben.
Weißenfels. Unglücksfall. Vor einigen Tagen ſtürzte eino

hieſige Einwohnerin, Frau Michaelis, von einem Gerüſt der Zucker
fabrik; ſie erlitt einen Schädelbruch, der zum Tode führte.
Montag früh kurz nach 6 Uhr wurde der Arbeiter Friedrich Zinke
von hier, der an der Bahnſtrecke vor Beuditz beſchäftigt war, von
einer Schnellzugsmaſchine erfaßt und überfahren, was ſeinen Toz
zur Folge hatte.

Bikterfeld. Aus den Verluſtliſten. Die preußiſche Ver
luſtliſte Nr. 1271 enthält aus dem Kreiſe Bitterfeld und deſſen Um-
gebung folgende Namen: Otto An aus Bageritz, vermißt. Ge
freiter Paul Böhlau aus Nockwitz, Kr. Delitzſch, leicht verwundet. Leut
nant d. R. Kurt Böhme aus Bitterfeld, leicht verwundet. Unterofß
zier Wilhelm Förſter aus Holzweißig, en Gefreiter Emil Hentzſch
aus Möſt, leicht verwundet. Paul Kluge aus Schwemſal, d
Willi Krüger aus Muldenſtein, leicht verwundet. Franz Mayer aus
Zſchornewitz, gefallen. Oswald Minkwitz aus Zſchepplin, ſchwer ver
wundet. Poul Patzold aus Gollma, leicht verwundet. Gefreiter Her
mann Pfahl aus Döberitz, geſtorben an ſeinen Wunden. Otto Reinicke
aus Torna, leicht verwundet. Emil Schreiber aus Möſt, leicht ver
wundet. Max Schulze aus KleinCroſtitz, vermißt. Gefreiter Karl
S aus Tannepöls, leicht verwundet.

Aus der fächfiſchen Veriuſtliſte Rr. 548 und 549
Willy Döring aus Riemegk, vermißt. Sergeant Otto Leuchte aus
Oftrau, verwundet. Sergeant Ernſt Petzſche aus Lödnitz, leicht ver
wundet. Hermann Schölz aus Gräfenhainichen, ſchwer verwundet.

Defſſau. Exploſionineiner Munitionsfabrik. Jn
der Nacht vom 17. zum 18. Oktober fand auf dem Fülkwerke der
Berlin- Anhaltiſchen Maſchinenfabrik eine große Exploſion ſtatt. Nach
den bisher vorliegenden Meldungen ſind 18 Perſonen tödlich ver
unglückt, 35 Perſonen ſchwer oder leicht verletzt. Der Schaden iſt
beträchtlich. Ueber die Entſtehungsurſache hat ſich Beſtimmtes nicht
ermitteln laſſen. Zeitungsmeldungen zufolge vermutet man als
Urſache der Exploſion Selbſtentzündung der Schmelzmaße im
Schmelzkeſſel.

Frankenhauſen. Entwichen. Am Mittwoch abend 6 Uhr iſt
der ſeit 8 bis 29 Tagen wegen Einbruchs in Ringleben hier in Haft be
findliche Einbrecher, Buchdrucker Nadike, aus Eilenburg gebürtig, ent
wichen. Er iſt von großer Staiur, hat ſtarkes. ſchwarzes Haar, trägt
am Rocke ein ſchwarzes Verwundeten Abzeichen und war mit Hech-
ſchuhen und Mancheſter-Anzug verſehen. Es iſt zu vermuten, daß ſ
der ſchwere Junge in der Nachbarſchaft aufhält- und weitere Einbrüche
verübt, um ſich andere Kleidung zu verſchaffen. Es wird erſucht, nach
Nadtke zu fahnden und ihn unſchädlich zu machen. 6

Hohenleina. Schleichhändler ab gefaßt. Einen guken
Fang machte der hieſige Gendarm, indem er ein Fuhrwerk aus Düben
abfaßte, das mit Schleichwaren nach Leipzig beladen war. Es werden
u. a. 20 Zentner Mehl beſchlagnahmt, die aus der Rittelmühle in
Düben ſtammten.

Oberröblingen a. S. Tödlicher Unglücksfall. Der Werk
ſtattarbeiter Lummer aus Oberröblingen wollte geſtern beim Einlaufen
des Nordhäuſer Zuges die Gleiſe noch überſchreiten. Er wurde da
vor gewarnt, ließ ſich aber nicht abreden. Er wurde von der Loko
motive erfaßt und zerquetſcht.

Freckleben. Großer Gänfediebſtahl. Aus dem NRohfohl
ſchen Gehöft ſind in der letzten Nacht 11 Gänſe und 3 Enmtes geſtohlen
worden. Derjenige, der die Täter entdeckt, erhält 150 M. Belahnung.
h

Städtiſcher Mahrungsmittelverkauf.
Eier. Sonderverteilung in der fleiſchloſen Woche. Mittwoch, vor

p, 8--12 Uhr: Rr. 46 000--89 001, nachmittags von
2—-6 Ühr: Nr. 39 009--31 001 der Lebensmittelſcheine in der
Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für 42 Pfennig. Die
Eier ſind. nicht zum Kochen in der Schale.

Käſe. Mittwoch, nachmittags von 26 Uhr: Rr. 8001-9500. Jede
Perſon 55 g für 15 Pf. in der Talamtſchule.

Margarine. Vom Donnerstag an auf Abſchnitt 43 der Fettkarte 55 Gramm für 15 v.

Zwiſchen Himmel und Srde.
28 Roman von Otto Ludwig.

„Und das ſagt er dir? Das hat er dir geſagt!“ lacht
der Mann mit wilder Freude, ſie auf dem Geſtändnis zu er
tappen, daß ſie ſich mit ihm trifft.

„Er nicht,“ zürnt die Frau, weil der Verachtete Apol-
lonius mit ſeinem Maße mißt. Er, der Gatte, verkleinert,
was andere für ihn taten, und rückt, was er für andere tut,
dieſen unaufhörlich und übertreibend vor. Apollonius dagegen
vergrößert das Empfangene; von dem, was er erweiſt, redet
er nicht, oder er ſelbſt verkleinert es, um dem andern Bitte,
Annahme und Verpflichtungsbewußtſein zu erleichtern. Apol-
lonius ſelbſt ſollte es ſagen! Der alte Valentin hat es geſagt.
Der hat ja die Uhr ſelbſt als ſeine verkauft, die Apollonius
a Köln mitgebracht. Apollonius hat ihm verboten, es ihr
zu ſagen.

„Und auch zu ſagen, daß ers ihm verboten hat?“ lachte
der Gatte. Und es iſt ein Etwas von Verachtung in ſeinem
Lachen. Solche Dinge kann man freilich dem Träumer zu
trauen; aber jetzt will er es ihm nicht zutrauen. „Freilich,“
lacht er noch wilder. „Ein noch Dümmerer, als der Tränumer,
weiß, umſonſt tuts keine. Die Schlechteſte hält ſich eines
Preiſes wert. Eine mit ſolchen Haaren und mit ſolchen
Augen, ſolchem Leib!“ Er greift ihr in die Haare und ſieht
ihr in die Augen mit einem Blick, vor dem die Reinheit er-
röten muß, den nur die Verworfenheit lachend erträgt. Er
nimmt das Erröten für ein Geſtändnis und lacht noch wilder.
„Du willſt ſagen, ich bin noch ſchlechter als er. Hahaha! Du
haſt recht. Jch habe ſolch eine geheiratet. Das hätte er nicht.
Dazu iſt er doch nicht ſchlecht genug!“

Jeder Tag, jede Nacht brachte ſolche Auftritte. Wußte
Fritz Nettenmair den Bruder auswärts oder auf feiner Kam
mer und den alten Herrn im Gärtchen, dann ließ er ſeinen
Zorn an Tiſchen und Stühlen aus. An der Frau ſelber ſi
zu vergreifen, wagte er noch nicht. Erſt muß ihn die
einmal über den Zauberkreis hinwegreißen, den ihre Un-
ſchuld, die Hoheit ſtillen Duldens um ſie zieht. Jſt es einmal
geſchehen, dann hat der Zauber ſeine Macht verloren und
er wird zuletzt aus bloßer Gewohnheit tun, wovor er
noch zurückſchreckt. Die Menſchen wiſſen nicht, was ſie tun,
wenn ſie ſagen: „ich tus ja nur dies eine Mal“. Sie wiſſen l ihn
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nicht, welch wohltätigen Zauber ſie zerſtören. Das Einmal
nie Einmal bleibt.

Der alte Valentin mußte doch nicht Wort gehalten haben
oder es führte Apollönius ein Zufall an der Tür vorbei,
als der Bruder ihn fern glaubte. Er hörte das Poltern, den
wilden Zornausbruch des Bruders, er hörte den reinen Klang
von der Stimme der Frau dazwiſchen, noch in der Aufregung
rein und wohlklingend. Er hörte beide, ohne zu verſtehen,
was ſie ſprachen. Er erſchrak. So weit hatte er ſich das Zer-
würfnis nicht vorgeſtellt. Und er war ſchuld an dem Zer-
würfnis. Er mußte tun, was er konnte, den Zuſtand zu
beſſern.

Der Bruder blieb erſt wie verſteinert in ſeiner drohenden
Stellung, als er den Eintretenden erblickte. Er hatte das
Gefühl eines Menſchen, der plötzlich bei einem Unrechte über
raſcht wird. Hätte ihn Apsllonius angelaſſen, wie er ver
diente, er wäre vor ihm gekrochen. Aber Apollonius wollte
ja verſöhnen und ſprach das ruhig und herzlich aus. Er
hätte es freilich wiſſen können, er hatte es oft genug er-
fahren, ſeine Milde gab dem Bruder nur Mut zu höhnendem
Trotz er erfuhr es jetzt wieder. Fritz verhöhnte ihn wild
lachend, daß er einen Vorwand mache, wo er Herr ſei. Ob
er ſich deshalb zum Herrn des Hauſes gemacht habe? Er
wußte, er an Apollonius Stelle wäre anders aufgetreten.
Er hätte es die fühlen laſſen, die er in ſeiner Gewalt wußte.
Er war ein ehrlicher Kerl und brauchte nicht ſchön zu tun.
Dazu fiel ihm ein, wie oft er vergeblich die Tür umſchlichen,
um Apollonius in der Stube zu überraſchen. Jetzt war er ja
da in der Stube. Er war hereingetreten, weil er ihn nicht
zu finden meinte. Apollonius war es, der erſchrecken mußte,
Apollonius war der Ertappte, nicht er. Die Verſöhnung
war nur der erſte beſte Vorwand, nach dem Apollonius griff.
Darum war er ſo kleinlaut. Darum erſchrak die Frau, die ihn
glauben machen wollte, llonius komme nie in das Zim

mer Darum ſah ſie ſo flehend zu ihm auf. Der verachtende
Blick, mit dem ſie ihn noch eben gemeſſen, war mit der Larve
der erheuchelten Unſchuld plötzlich von ihrem ſchuldbewußten
Angeſi ßriſſen Nun wußte er gewiß: es war nichts mehr
g. ndern, nur noch zu vergelten. Er konnte nun dem

ruder zeigen, er kannte ihn, hatte ihn immer gekannt.
Er wies auf die Frau. „Sie bettelt, ich ſoll gehen.

Wozu? Jch ſehe zum Fenſter hinaus. Das iſt eben ſo gut.
Jch ſehe nicht, was ihr treibt.“

Apollonius verſtand ihn nicht. Die Frau wußte es, e
anzuſehen Sie wollte hinaus. Jn ſeiner Gegenwart er

niedrigt zu werden bis zum Kot unter den Füßen, das trug
ſie nicht. Der Gatte hielt ſie feſt mit wildem Griff. Er packte
ſie wie ein Raubvogel. Sie hätte laut ſchreien müſſen, zehrte
der Seelenſchmerz den körperlichen nicht auf.

„Kehr dich nicht daran, daß ſie fort will,“ ſchluchzte Fritz
Nettenmair vor krankhaftem Lachen und faßte den Bruder ſo
mit den Augen, wie er die Frau mit ſeiner Hand gepackt hielt.
„Brauchſt nicht ängſtlich zu ſein. Jch kehre nur den Rücken,
ſo iſt ſie wieder da. So redet doch miteinander. Du, ſag
ihm, daß du ihn nicht leiden kannſt; ich glaubs ja; was
glaubt ein Mann ſo einer nicht? Und du gib ihr Lehren,
von Köln, wo du alles gelernt haſt, wie man ſeinen Bruder
von und Geſchäft vertreibt um nun, um hahaha!
ſag ihr doch: ein Weib ſoll willig ſein. Was? O ſolch ein
willig Weib iſt ſag ihr doch, was ſo eine iſt. Sie weiß es
noch nicht, die Unſchuld! hahaha!“

Apollonius begriff nichts von dem, was er hörte und
ſah; aber der Mißbrauch der männlichen Stärke an einem
ohn mächtigen Weibe empörte ihn. Unwillkürlich riß dies Ge
fühl ihn hin. Er verdoppelte ſeine ohnedies dem Bruder weit
überlegene Kraft, als er den packenden Arm faßte: ſo daß
dieſer die Beute los ließ und herabfiel wie gelähmt. Die Frau
wollte hinaus, aber ſie brach kraftlos zuſammen. Apollonius
fing ſie auf und lehnte ſie in das Sofa. Dann ſtand er wie
ein zürnender Engel vor dem Bruder.

„Jch habe dich durch Milde gewinnen wollen, aber du biſt
ihrer nicht wert. Jch habe viel von dir ertragen und wills
noch,“ ſagte Apollonius: „du biſt mein Bruder. Du gibſt
mir ſchuld, ich habe dich in das Unglück geſtürzt; Gott i
mein Zeuge, ich habe alles getan, was ich wußte, dich X
halten. Für wen hab ich getan, was du mir vorwirfſſt, als
für dich und um deine Ehre, und deine Frau und dein
Kinder zu retten? Wer hat mich gezwungen, gegen dich
ſtreng zu ſein? Für wen ſchaff ich? Für wen wach ich
Wenn du wüßteſt, wie mich ſchmerzt, daß du mich zwingſt, dir
aufzurücken, was ich für dich tue! Weiß es Gott, du zwingſt
mich dazu: ich habs noch nicht getan, weder vor andern, noch
vor mir ſelbſt. Du weißt es ſelbſt, daß du nur einen Vor
wand ſuchſt, um unbrüderlich gegen mich zu ſein. Jch
es und will dich ertragen forthin, wie bis jetzt. Aber
du aus der Abnekung deiner Frau gegen mich einen
wand machſt, auch ſie zu quälen und ſie zu bin.
kein braver Mann ein braves Weib behandelt, das dult
ich nicht.“Wenig (Fortſetzung folat.)



Bekanntmachung
über den Verkehr mit Schußwaffen.

Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in Verbin
dung 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand und dem
Geſetze bom 11. 12. 1915, betreffend die Abänderung des
über den Belagerungszuſtand, wird im Jntereſſe der öffentlichen
Sicherheit verordnet: 41

Unter Schußwaffen im Sinne dieſer Bekanntmachung ſind alle
Arten von Schußwaffen ausſchließlich der Luftgewehre und Luft
piſtolen zu verſtehen. 52

Es iſt verboten, Schußwaffen ohne beſonderen Erlaubnisſchein
(Waffenſchein) zu führen.

Dieſes Verbot gilt nicht:
1. Für die Sicherheitsorgane des Staates und der Gemeinden

hinſichtlich der zum Dienſtgebrauch benötigten Schußwaffen;
2. für die Militärperſonen im Offiziersrang hinſichtlich der

um Dienſtgebrauch benötigten Schußwaffen;
g für die übrigen Militärperſonen, die auf Grund beſonderer

erordnungen das Recht zum Waffentragen und Waffen-
brauch haben (z. B. Hilfsgendarmen, Kriegsfeldhüter uſw.

t. für die Jnhaber von Jahresjagdſcheinen hinſichtlich der
landesüblichen Jagdwaffen;

5. für die Angehörigen der militäriſchen Jugendorganiſationen
bei Uebungen unter fachmänniſcher Führung.

z 8.
Zur Ausſtellung des Waffenſcheines iſt die Polizeibehörde des

Wohnſitzes des Antragſtellers zuſtändig.

S 4.
Der Jnhaber muß den Waffenſchein während des Waffen

tragens ſtets mit ſich führen und den überwachenden Polizeiorganen
auf Verlangen zur Prüfung aushändigen.

S 5.
Wer Schußwaffen im Gewahrſam hat, iſt auf allgemeine

h oder beſondere Aufforderung des ſtellvertretenden
neralkommandos oder der von dieſem bezeichneten Behörde ver

pflichtet, ſeinen Beſtand an Schußwaffen der in der Aufforderung
bezeichneten Behörde oder Stelle anzuzeigen und auf Verlange
vorzulegen.

s 6.
Wer heereseigene oder ehemals heereseigene Schußwaffen oder

Zielfernrohre oder ſolche aus der Kriegsbeute ſtammende Gegen
ſtände in Gewahrſam hat, iſt auf allgemeine öffentliche oder be
ſondere Aufforderung des ſtellvertretenden Generalkommandos oder
der von dieſem bezeichneten Behörde verpflichtet, dieſe Gegenſtände
an die in der Aufforderung bezeichnete Behörde oder Stelle ab-
zuliefern oder ſich über den rechtmäßigen Beſitz dieſer Gegenſtände

auszuweiſen. mS T.
Es iſt verboten, ohne beſondere ſchriftliche Erlaubnis mit

Schußwaffen und Munition zu handeln ſowie Schußwaffen abzu
ändern und inſtandzuſetzen. ß

8.
Zur Erteilung der Erlaubnis iſt die Polizeibehörde des Wohn-

ſitzes des Antragſtellers zuſtändig.

S 9.
Wer zum Handel mit Schußwaffen und Munition zugelaſſen

wird, iſt verpflichtet, ein Lagerbuch zu führen, das binnen einer
Woche nach der Zulaſſung der zuſtändigen Polizeibehörde zur Be-
glaubigung vorzulegen iſt.

In dem Lagerbuch ſind die zu Beginn der Zulaſſung vorrätigen
und alle weiter eingehenden Schußwaffen unter Angabe der Her
kunft, der Fabriknummer und der im eigenen Betriebe gegebenen
Nummer zu verzeichnen. Das Lagerbuch hat ferner alle Verkäufe
und ſonſtigen Veräußerungen unter Angabe des Käufers, nach
Vor und Zuname, Stand, Wohnort und Wohnung, des Tages der
Abgabe, der Nummer des Waffenſcheines oder des Jahresjagd
ſcheines des Käufers auszuweiſen.

Das ſtellvertretende Generalkommando behält ſich vor, das
Muſter des Lagerbuches vorzuſchreiben.

S 10.
Wer zum Handel mit Schußwaffen und Munition zugelaſſen

iſt, iſt verpflichtet, dem ſtellvertretenden Generalkommando und den
Polizeibehörden und deren Beauftragten jede Auskunft zu geben,
die beſtimmt iſt, den Vollzug diefer Vorſchriften zu ſichern, alſo
insbeſondere den jewerligen Beſtand anzuzeigen, die Beſichtigung
der Vorräte und Geſchäftsräume zu geſtatten, Einſicht in die Lager
bücherAufzeichnungen und Belege zu gewähren.

5 11.
Nicht zum Handel mit Schußwaffen und Munition zugelaſſene

Gewerbetreibende find auf öffentliche allgemeine oder beſondere
Aufforderung des ſtellvertretenden Generalkommandos oder der
von dieſem bezeichneten Behörde verpflichtet, die bei ihnen vor
rätigen Schußwaffen und die vorrätige Munition an einen n
Maßgabe dieſer Vorſchriften zum Handel mit Schußwaffen und
Munition zugelaſſenen Händler zu veräußern.

Es iſt

ach Veräußerungsangeboten auf Schußwaffen und

z 12
r Schußwaffen und Munition zu erwerben.

Dies Verpot gilt nicht:
1. Für die zugelaſſenen Händler;

3. für die Sicherheitsorgane des Staates und der Gemeinden
owie für die Militärperſonen im igiersrang hinſichtlich

zu h benötigten ußwaffen und derdazu gehörigen Munition. Dieſe haben beim Erwerb dem
Veräußerer einen die r e oder die Munition genau
bezeichnenden, mit Dienſtſiegel verſehenen Erlaubnisſchein
der vorgeſetzten Stelle auszuhändigen;

8. für die Jnhaber von Jahresjagdſcheinen dir tlich derlnder in n Jagdwaffen und der dazu tigen Runt

on;
4. für die Jnhaber von Waffenſcheinen hinſichtlich der im

affenſchein bezeichneten ußwaffe und der dazu ge
hörigen Munition.

9 618
Den zugelaſſenen Händlern iſt verboten:
1. Schußwaffen und Munition an andere gls die im F 12

Abſ. 2 bezeichneten Perſonen abzugeben;
2. an die im S 12 Abſ. 2 bezeichneten Perſonen andere als die

dort zugelgſſenen Schußwaffen oder andere als die dort zu
gelaſſene Munition abzugeben.

s 14.
Die zugelaſſenen Händler ſind verpflichtet:
1. ſich bei Abgabe von Schußwaffen an die in F 12 Abſ. 2,

Ziffer 2 eten Perſonen den von der vorgeſetztenStelle ausgeſte n Erlaubnisſchein aushändigen zu laſſen,

ihn durch Aufſchrift des Tages der Abgabe und Bezeichnung
der abgegebenen Schußwaffe nach Art und nach Nummer
des Lagerbuches zu entwerten und als Beleg zum Lager

bhuch aufzubewahren

2. ſich bei Abgabe von Munition an die im F 12 Abſ. 2,
Ziffer 2 bezeichneten Perſonen den von der vorgeſetzten
Stelle ausgeſtellten Erlaubnisſchein aushändigen zu laſſen,
denſelben durch Aufſchrift des Tages der Abgabe und Be
zeichnung der abgegebenen Munition nach Art und Menge
zu entwerten und an die Stelle, die ihn ausgeſtellt hat,
zurückzugeben

8. ſich vor Abgabe von Schußwaffen und Munition an die
in S 12 Abſ. 2 Ziff. 3 und 4 bezeichneten Perſonen den
Jahresjagdſchein oder den Waffenſchein vorlegen zu laſſen
und ſich von der Perſonengleichheit des Jnhabers und Er-
werbers zu überzeugen.

S 15.
Wer, ohne zum Handel mit Schußwaffen zugelaſſen zu ſein,

Schußwaffen gegen Entgelt veräußern oder erwerben will, hat ſich
der Vermittlung eines zugelaſſenen Händlers zu bedienen.

Es iſt verboten, ohne Genehmigung der Polizeibehörde Schuß-
waffen einem Anderen zu übereignen oder unent-
gelilich von einem Anderen zu erwerben. Zur Erteilung der Ge-
nehmigung iſt die Polizeibehörde des Wohnſitzes des Erwerbers

zuſtändig. e 16
Es iſt verboten, heereseigene oder ehemals heereseigene Schuß-

waffen und. Zielfernrohre oder ſolche aus der Kriegsbeute ſtam-
mende Gegenſtände zu veräußern, zu erwerben, abzuändern oder
inſtandzuſetzen.

Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des ſtellvertretenden
Generalkommandos.

Das Verbot in Abſ. gilt nicht, ſoweit militäriſche Stellen be
teiligt ſind.

S 17.
Es ift verboten, gebrauchte Zielfernrohre ohne Genehmigung

des ſtellvertretenden Generalkommandos aufzupaſſen. Die Ge
nehmigung iſt vom Büchſenmacher unter Vorlage des Zielfern-
rohres beim ſtellvertretenden Generalkommando ſchriftlich zu be-
antragen.

S 18.
Aufträge zur Abänderung und Jnſtandſetzung von Schuß

waffen dürfen nur dann erteilt oder angenommen werden, wenn
der Auftraggeber bei der Auftragserteilung feinen Waffenſchein,oder S Jahresjagdſchein vorlegt. Der Büchſenmacher hat ſich

vor Annahme des fie von der Perſonengleichheit des Jn-
habers und des Auftraggebers zu überzeugen.

S 19.

Es iſt verboten, Schußwaffen und Munition im Wege der
Verſteigerung oder gegen Abzahlung zu veräußern.

S 20.

zur ehe ge von Kauf und
unition in Zei-

tungen und Zeitſchriften zu erteilen und ſolche Aufträge anzu
nehmen.

Es ift verboten, Aufträ

16, 16 Eſ 17, 18, 19 und 20 werden mit Gefängnis
J s 21.iderhandlungen die Anordnungen in F5 2 Föſ. 1,u W S. r und Abſ. 2 giff

zu einem
be ſofern die beſtehenden Geſetze keine höhere Freit ine Beim Vorliegen n Umſtände ar

auf Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 M. erkannt werden.
3 22.

Kegſee etanntuiachung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung

in t.Gieeichzeitig treten die Verordnungen des Kommandierenden
Generals vom 31. 7. 1914, 3iffer d und vom 1. 8. 1914 bezügl. des
Verkaufs von Waffen und Munition, des ſtellvertretenden Kom
mandierenden Generals vom 1. 12. 1914 Ziffer d, desgl. vom 23. 2.
1915 bezügl. Waffen und Munition außer Kraft. Die Verord-
nungen über Pulver und Sprengmittel bleiben beſtehen.

Magdeburg, den 12. Oktober 1918.
Der ſtellvertretende Kommandierende General.

„Sontag,
Generalleutnant.

Bekanntmachung.
Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in Verbin

dung mit S 9b des Geſetzes über den Belagerungszuſtand und dem
Geſetze vom 11. 12. 1915, betreffend die Abänderung des Geſetzes
über den Belagerungszuſtand wird im Jntereſſe der öffentlichen
Sicherheit verordnet:

Auf Briefen und Poſtkarten nach dem Ausland hat der Ab-
ſender ſeinen Vor und Zunamen, Wohnort nebſt Straße und
Hausnummer anzugeben. Briefe und Poſtkarten, die dieſen
Vermerk nicht enthalten, werden von der Beförderung ausge

en.
Falſche Angaben werden, ſoweit die beſtehenden Geſetze keine

höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einem
Jahre beſtraft. Sind mildernde Umſtände ſo kann auf
Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 M. erkannt werden.

Die Bekanntmachung tritt am 23. Oktober in Kraft.
Magdeburg, den 12. Oktober 1918.

Der ſtellvertretende Kommandierende General.
Sontag,

Generalleutnant.

Bekanntmachung.
Die von der Heeresverwaltung erlaſſenen Beſtimmungen über

den Anzug der Offiziere, Sanitätsoffiziere, Veterinäroffiziere, Be
amten, Unteroffiziere und Mannſchaften, namentlich die durch die
Anlage 1 zum Merkblatt über die Verſorgung der Offiziere mit
Bekleidungs und Ausrüſtungsſtücken vom 11. 2 1918 Nr. 2102.
18. B3 Armeeverordnungsblatt Seite 87) und durch die Anlage
zum Merkblatt über Ausſtattung der Feldtruppen mit Bekleidung
vom 6. 8. 1917 Nr. 2005/7. 17. B 3 Armeeverordnungsblatt von
1918, Seite 162) anläßlich des Krieges gegebenen beſonderen Vor
ſchriften finden bei den Privatfirmen, die Uniformen anfertigen,
noch nicht allgemein die Beachtung, die die Rohſtoffknappheit und
die allgemeine Wirtſchaftslage erfordern. So werden z. B. immer
noch für Offiziere Friedenswaffenröcke, kleine Röcke, Feldröcke
(Feldattilas, Feldulankas), Friedensſchirmmützen und unprobe-
mäßige Bluſen oder für Unteroffiziere und Mannſchaften (Fähn
riche, Fahnenjunker, Offizierſtellvertreter uſw.) eigene Sachen an
gefertigt und verkauft.

Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung des S 9b des
Geſetzes über den Belagerungszuſtand und des Geſetzes vom
11. 12. 1915 betreffend die Abänderung dieſes Geſetzes verordne
ich daher im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit: Gewerbetreiben-
den und auch ſonſtigen Zivilperſonen iſt verboten:

a) bei der Anfertigung von Uniformſtücken von der Vorſchrift
abzuweichen oder Uniformſtücke herzuſtellen und zu ver
kaufen oder auch nur zur Schau zu ſtellen, die in den Be
ſtimmungen verboten oder als unzuläſſig bezeichnet ſind

b) dahingehende Anzeigen in Zeitungen uſw. zu erlaſſen;
c) von der Heeresverwaltung oder von Heeresangehörigen zur

Verarbeitung übergebene Stoffe, Zuſchnitte und Zutaten
zu anderen Zwecken als zu Uniformen für Offiziere und
ſonſtige Jnhaber von Kleiderkarten zu verwenden oder

d) Uniformen und ſonſtige militäriſchen Bekleidungsſtücke,
Stoffe, Zuſchnitte und Zutaten von Heeresangehörigen zu
kaufen oder auch ohne Bezahlung anzunehmen.

Zuwiderhandlungen werden, ſofern die beſtehenden Geſetze
keine höheren Freiheitsſtrafen beſtimmen, mit Gefängnis bis zu
einem Jahre beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo
kann auf Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 M. erkannt werden.

Allen Gewerbetreibenden ſteht es frei, ſich die unter 1 und 2
bezeichneten Beſtimmungen von den Bekleidungsämtern zu be
ſchaffen, ſie werden koſtenlos abgegeben.

Die Bekanntmachung tritt am 23. Oktober 1918 in Kraft.

Magdeburg, den 12. Oktober 1918.
Der ſtellvertretende Kommandierende General.

Berlin, im Oktober 1918

KReichsbank- Direktorium
Havenſtein

ekanntmachung
Die Friſt für die Annahme der Feich-
nungen auf die 9. Kriegsanleihe iſt
um 14 Tage, d. h. bis einſchließlich
den 6. Kovember, verlängert worden.

Futtertrö

Richard Wolf
We Verl. Königstr.

empfiehlt zur billigsten Lieferung
Sinmaechotöpfe, Pöſroſfässor

von 5--80 L. Inhalt,
e für Schweine, Ferkel, Ziegen,

m allen Formen und Größen.

Kut-Dheoter
Generalleutnant.

G—.,Baumaterialien

Mittwoch, den 23. Oktober
Anfang 7,30 Uhr. Ende 10,30 Uhr

Der Wildſchütz.
Komiſche Oper von Lortzing.

Donnerstag: Fidelis.

Fernspr. 1113

1625

Kaninchen usw.
kreiswerteFerner empfehle ich mich zur Lieferung allerBaumateria

Wermut-
Klrseh-

Pfefferminz Likör, Flasche H. 2.15
Magenbitter-

o

Sherrybrandy-
Sämtliche Getränke alkoholfrei.

n Kauſnaus H. Elkan,

ſie 22 MNMützen

für Herren
und Knaben

Suwler- 1. Salat
Alten [1471

in großer Auswahl

Kaufhaus

H. Elkan
Leipziger Str. 87

3.95

pzriger Straße S7.

v. Geimm

Untere Leipziger Str. 9

ööhräucht. ködel, Katragen

Sofas u. Vettfedern verkauſt

R. Sachse, [1488
Hohenmölſen, Lützener Str.7.

Schuhe
werden mit Lederſtückenund Ledei beſohlt

und Wievoſfmann, Schütgenſtr. 20.
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